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Regime- und Tarilfragen
des Main- Do n au-Kanals

Der Deutsche Kana - und Sch ffahrtsver-
ein Rhein Nlain-Donau eV sieht seine Auf-
gabe n cht nur in der zügigen Vo lendung
des Main-Donau Kanals, sondern widmet
sich auch Fragen der Besiedelung und des
zukünft gen Betriebes dieser Wasser-
straße. Dazu gehören auch die Regelung
des Schiffahrtsregimes und die künftige
Tarifpolitik.
Desha b hat der Deutsche Kanal- und
Schiffahrlsverein Bhein-MainDonau eV
schon frühzeitig Professor Dr. laenicke
mit einer vö kerrechtlichen Untersuchung
über den rechtlichen StatLrs des Main-
Donau Kanals beauftragt. Dieses Gutach
ten erschien 1973 und stelt für die in-
zwischen angelaufenen Verhandlungen
elne brauchbare Grund age dar.
Uber den gegenwärtigen Stand der zu-
künftigen Regelung des Schiffahrtsregi
mes und der Tarifpolitik ließ sich der Vor-

stand des Deutschen Kanal- und Schiff-
fahftsvereins Rhein-Main-Donau eV in

zwe Sltzungen am 12. Dezember 1977
Lrnd 6 März 1978 in Ny'ünchen von Ver-
tretern des Bundesministeriums für Ver-
kehr informieren.
Die Ausführungen der Referenten und Er-
gebnisse drese Cesoräche sind von wei-
tergehendem lnteresse; daher geben wir
sie nachfolgend in teilweise gekürzter
Fassung wieder. Die hjer dargelegten As-
pekte werden anläßlich der lVitqliederver
sammlung des Deutschen Kanal- und
Schiffahrtsverein Rhein-N/ain-Donau eV
am 18. lvai 1978 in Straßburg mit einem
Vortrag des Generalsekretärs der Com-
misslon Centrale pour a Navigation du
Rhin, Raymond Dörflinger, zum Thema

,, Rhein-N4a n-Donau-Verbindung und Rhein-
schiffahrt" weiter ergänzt. Wir werden
auch darüber berichten.

Erster Vorsitzender
Oberbürgermeister
Dr. Andreas Urschlechter
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Die zukünftige Regelung des
Schiffahrtsregimes und der
Tarifpolitik lür den Main-Donau-
Kanal

von Minlsterialdirektor Professor Dr. Bruno
Arnold, Leiter der verkehrspolitischen
Crundsatzabteilung des Bundesmlniste-
riums für Verkehr *)

D e Einladung zu diesem Vortrag gibt mir
Gelegenhe t, die Vorstellungen darzu
legen, die im Bundesministerlum für Ver-
kehr zur Ausgestaltung des Schiffahrts-
reg mes und zur Tarifpolitik auf dem Nlain
Donau-Kanal entwickelt und verfolgt wer-
den.

Da Sie m t den einzelnen Daten und tat
sächlichen Voraussetzungen des l',4ain-

Donau-Kanals gut vertraLrt sind, ja als
Förderer und Promotor des Kanalbaues
schon alle n kraft Amtes eine besondere
Sachkunde besitzen, kann ich auf eine
Darstellung der allgemeinen Problematik
des Themas weitgehend verzichten. lch
möchte daher meine Ausführungen vor
al em auf die verkeh16politischen und ver-
kehrsrechtllchen Uberlegungen oder Maß-
nahmen des Bundesverkehrsmin isteriu ms
konzentrieren, d e wegen der unterschied-
iichen lnteressenlage im ln- und Au6land
ein großes Echo gefunden haben. Es han-
delt sich ln erster Linie um Probleme, die
mit den Begriffen Schiffahrtsfreiheit, L be-
ralis ierung, lnternationalisieru nq, Ver
kehrsrechte und Zugang zum Binnen
schiffahrts-Güterverkehr zusammenhän-
gen

Lrlauben S e, 'ner.e He'ren, zJvor erne
kritische Bemerkung zur Terminologie. Es
hat sich schon fast eingebürgert vom
Rhein-lVain-Donau-Kanal oder Europa-
kanal zu sprechen. Dies ist, so meine ich,
zwar verständlich, aus der Sicht des
Rechtsregimes aber sehr m ißve rstä n d lich.
ln der ersten Bezeichnung kommt der Cha-
rakter des Kanals als eines Verbindungs-

stuckes zwischen den beiden großen Fluß-
becken der Donau und des Rheins zum
Ausdruck. Dem zweiten Namen liegt die
Vorstelung eines gesamteuropälschen,
völkerverbindenden Verkehrsweges zu-
grunde. Wenn diese Vorstellungen auch
zweifellos berechtlgt sind, so sind beide
Begr ffe dennoch nicht sehr glück ich, weil
s e Ansatzpunkte für Bestrebungen bieten
könnten, die unter den gegebenen Um-
ständen nicht dem Nutzen aller Beteilig-
ten ' gle chem lvlaße. sondern vorwie-
gend dem Nutzen nur einer Seite d enen
sollen. Aus diesen Gründen. aber auch
aus den tatsächllchen völkerrecht ichen
GegebenherLen zrehr es ore Bunoes'egre
rung vor, nur von der Bundeswasser
straße Nlain Donau-Kanal und der Bundes-
wasserstraße lVa n zu sprechen. Beide
zusammen b ilden die Rhein-Main-Donau-
Verbindung.

Grundsätzliche verkehrsrechtliche Uber-
legungen

Vor den spezlellen Einzelfragen des Schiff-
{ahrtsregimes auf dem lVain-Do.au-Kanal,
möchte ich kLrrz unsere generellen ver-
kehrsrechtllchen Uber egungen im Bereich
der Binnensch ffahrt darlegen.

ln der Bundesrepublik Deutschland ge-
nießen Binnenschiffe, die dort beheimatet
sind, Verkehrsfreiheit. Sie dürfen auf allen
für die Schiffahrt zugelassenen Wasser-
straßen fahren und ohne besondere ver-
kehrsrechtliche Genehmigung gewerblich
Güter befördern. Dagegen dürfen Binnen
schiffe, dle nicht ln ein deutsches Binnen-
schiffahrtsregister eingetragen sind - und
h er handelt es sich um ausländische
Schitfe * in das Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland nur dann einfah-
ren Llnd dort Güter befördern, wenn ihnen

') vorgetragen durch Regierungsdireklor Johann
Sengpiel, Leiier des Releraies,,lnternatonale
Binnenschiflahrt" beim Bundesmin slerium für
Verkehr in der Vorstandssiizung des Deutschen
KanaF und Schiltahrtsvereins Rhein-[,4ain-Donau
eV äm 12. Dezember 197/ ,n Munchen



dies allgemein durch ein Abkommen mit
ihrem Heimatstaat, entweder durch elnen
multj atera en Vertrag oder elne bi aterale
Verelnbarung, gestattet ist. Auch kraft Ce
wohnheitsrecht kann ein sogenanntes Be-
fahrensrecht vorliegen, ein Fechtsinstitut,
das allerd ngs nur in einem sehr eng be-
grenzten Umfang anzunehmen sein wird.
Sofern keine solchen vertragllchen Bege-
lungen vorllegen, st für ein aus ändisches
Schiff eine Einze erlaubnls für das Be-
fahren unserer Wasserstraßen zu bean-
tragen. Sie erteilt der Bundesminister für
Verkehr, der gegenüber dem Ausland die
Verkehrshoheit ausübt, jeweils im Einze -
fal .

Diese tragenden Grundsätze ergeben sich

aus dem al gemeinen Völkerrecht. Souve-
räne Staaten bestimmen in Ausübung ihrer
Verkehrshoheit, d e sich aus der Gebiets-
hoheit ableitet, ob und unter we chen Be-
dingungen aus ändische Fahrzeuge über-
haupt, also auch ausländische Binnen
sch ffe, ln lhr Hoheitsgebiet einfahren und
dort am Verkehr tel nehmen dürfen.

Unter dem ,, Schiffahrtsreqlme versteht
man den rechtlichen Rahmen. der von den
einzelnen Staaten für die Schiffsverkehre
auf den Wasserstraßen ihres Hoheitsge
breles ge,chatfe- wird. ln dllqener^en
sind dles nationale Regime, es sei denn,
daß es sich um einen Fluß handelt, an

dem mehrere Staaten An ieger sind. ln
dresem Falle har delr es s ch u'n e nen
FLuß m t elnem internationalen Charakter,
der auch in der Regel ein internationales
Regime hat. Eine Legaldefnition für den
Begriff des Schiffahrtsreglmes glbt es
nicht. Man kann jedoch sagen, daß unter
diesen Begriff vor allem die Schiffahrts-
freiheit, und zwar spezlell die Befahrens-
und Beförderungsrechte fa len und außer-

dem verkehrsrechtllche, also gesetzliche
oder gesetzesgleiche Vorschrlften über
das Verhalten im Verkehr. die Anforde-
rungen an den Bau, die Ausrüstung und
Kennzeichnung der Schiffe.

Der Rechtsstatus des Main-Donau-Kanals

Nach unserer Auffassung stelit der Main-
Dond--Ka^a ebenso wo der Varn, e'e
-aironale Wasserstra le dar, dre aus-

sch leßlich der Souveränität der Bundes-
republik Deutschland unterliegt. Eine ln-
ternationalisierung d eses Kanals ehnen
wir mlt Nachdruck ab. Unsere Rechtsauf
fassung wird auch von Professor Dr. lae-
nicke geteilt, der in einer vom Deutschen
Kanal- und Schiffahrtsverein R hein-Main
Donau eV in Auftrag gegebenen völker
rechtlichen Untersuchung über den
rechtlichen Status der künftigen Fhein-
Main-Donau-Verb indu n g elne ganz klare
und unmißverständliche Aussage getrof-
fen hat Wr sind m Bundesminlsterium
für Verkehr sehr dankbar, daß diese völ-
kerrechtliche Untersuchung von Professor
Dr. iaenlcke vorliegt. Sle ist Grundlage
für vie e weitere Uberlegungen und Maß-
nahmen in den letzten iahren gewesen,
und ich bin sicher, daß auch in der Zu-
kunft diese klaren und überzeugenden
A'gL.nenle L s sel"r behi fl ch se - we'-
d en.

Bei den oft sehr heftig geführten D skus-
sionen über die Ausgesta tung des Schiff
fahrtsregimes auf dem Ma in-D o nau-Kana I

und bei den Vorschlägen zur Lösung des
Ost-West-Problems auf dem Geblet der
B nnenschiffahrt wird sehr oft übersehen,
daß die Bundesrepublik Deutschland den
Ma n-Donau-Kanal baut, ohne hierzu völ-
kerrecht ich verpflichtet zu sein- Des wei-
teren ist zu betonen, daß mit diesem Ka- 6
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nal nicht die Donau mit dem Rhein, son-
dern mit dem Main. also m t einer natio-
nalen Wasserstraße, verbunden wird.
Auch liegt der Kanal ausschließlich auf
dem Territorium der Bundesrepublik
Delrtsch and. Er wird weder von der revi-
d erten Rheinschiffahrtsakte, der lVann-
heimer Akte, noch von der Konvention
über die Regelung der Schiffahrt auf der
Donau, der Belgrader Akte von 1948, er-
faßt

Der Versaller Vertrag, und zwar dje spe-
ziel en Artikel 331, 335, verpflichten die
Bundesrepublik Deutschland nlcht rnehr,
diesen KanaL zwischen Bamberg und Kel-
heim nach seiner Fertigstel ung zu inter
nationalisieren, da seine entsprechenden
Bestimmungen nach dem zweiten We t-
krieg nicht für wieder anwendbar erklärt
worden sind, und die Bundesrepublik
Deutschland zu ihrer Wiederanwendu ng
wegen der veränderten Umstände auch
nicht mehr aufgefordert werden kann.

Nach Au'fassung de' Burdesregrerung
gibt es auch keinen allgemeln anerkann-
ten Grlrndsatz des Völkerrechts, nach dem
die Bundesrepublik Deutschland ver-
pflichtet wäre, den Main-Donau-Kanal für
die internationale Schiffahrt zu öffnen.
Hieraus foLgt, daß die Bundesrepublik
Deutschland und ganz speziel der Bun-
desminister für Verkehr in Ausübung der
Verkehrshohejt, grundsätzlich frei bestim-
men kann, unter welchen Voraussetzun-
gen ausländische Schiffe den Kana be-
lahren dürfen. Einschränkungen können
src'l hochslens aJs bererts frühe' e'ge-
gangenen Verpflichtungen und aus der
EG-lvlitgliedschaft ergeben.

Um hier einem etwaigen Ny'ißverständnis
vorzubeugen, möchte ich ausdrücklich dar-
auf hinweisen, daß keinesfalls daran ge,

dacht ist, den Verkehr auf dem Main-Do-
nau-Kanal ohne triftige Gründe zu be-
schränken. Der Kanal wird vornehmlich
für die Schiffahrt gebaut. Sie soll ihn nicht
nur nutzen, sondern nach lvöglichkeit ma-
xima ausnutzen. Dies ist unser aller
Wunsch. Dle Bundesregierung ist daher
bereit, im lnteresse der Entwicklung der
Wjrtschafts- und Schiffahrtsbeziehungen
zwischen den europäischen Staaten und
besonders zwischen Ost und West die
Schiffe a ler interessierten Länder zum
Verkehr auf dem Main-Donau-Kanal zu-
zu la sse n.

Regelung durch bilaterale Verträge

Soweit den betroffenen Staaten nicht
ohnehin das freie Befahren unserer Bin-
nenwasserstraßen gestattet ist, kann dies
mir bi atera en Verträgen geregelt werden.
Dam i sollen Art und Umfang der Ver-
kehrsrechte festgelegt und insbesondere
Vereinbarungen getroffen werden, die den
besonderen Wettbewerbsproblemen Rech-
nung tragen, die sich im Verhältnis zu den
Staatshandelsländern aus den unter-
schiedlichen Wirtschaftssystemen erge-
ben. Solche bi ateralen Verträqe sind das
geeignete N4jttel, um eine kontrollierbare
und flexible Integration der Donauschiffe
ln den westeuropäischen Verkehr sicher
zustellen, ähn ich wie es m Straßengüter-
verkehr und im Luftverkehr bereits übilch
ist, aber auch um e ne angemessene Teil-
nahme westlicher Schiffe am Verkehr mit
und auf der Donau zu ermöglichen. ln

diesem Zusammenhang ist auf die be
kannten Vorbilder im Luftverkehr hinzu-
weisen, wobei die Verkehrsrechte nach
sogenannten Luftverkehrsfreiheiten unter-
schieden werden. lm B innenschiffsverkehr
sprechen wir aLis nationa er Sicht von fol-
genden Bechten:
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Dem sogenannten Befah rungsrecht,
dem Recht, bestimmte Wasserstraßen
ohne Ladung befahren zu dürfen.

Von den Beförderungsrechten, die auf
dem Befahrunqsrecht aufbauen.

einzelnen werden unterschieden:

Das Recht auf Transit, das den Schif-
fen elnes Staates gestaitet, das Gebiet
deg anderen Staates mit oder ohne
Ladung zu durchfahren. Dieses Recht
kann für dle berechtiqten Schiffe sehr
wichtig seln, z. B. wenn es ihnen den
Weg zu ei'em Seehdlen n eine'n
Drittland zugänglich macht. Anderer-
se ts hat es auf den Binnenschiffahrts-
markt des durchfahrenen Landes kaum
einen Einfluß. Eine KonkL-r rrenzierung
der Schiffe des Landes, das dqrch-
fahren wird, tritt in der Regel nicht
ein-

Das Recht auf Wechselverkehr, das
den Schlffen das Recht gewährt, Güter
rr eigenen Lano z- laden urd i. eine'n
bestimmten anderen Land zu löschen
oder umgekehrt. Aut dle Herkunft oder
den endgültigen Bestimmungsort der
Cüter kommt es dabei nicht an. leder
B in nenschiffsverkehr zwischen den Hä-
fen zweier Staaten ist daher Wechsel-
verkehr, selbst wenn die transportierte
Ware für einen oder beide Staaten
nLrr Transltgut ist.

Das Recht zum Drittlandsverkehr, das
ein ausländisches Sch ff berechtigt,
Güter n dem Staat, der das Recht ge-
währt hat, zu laden und in einem drit-
ten Land zu löschen oder umgekehft.

Das Recht auf Kabotage, das fremden
Schlffen gestattet, zw schen Lade- und
Lösciste lFn eires a'de'en SLaales, r

diesem Fall also der Bundesrepublik

DeLitschland, Beförderungen durchzu-
führen. Dieses Recht behalten s ch
a le Sraaten n der 9egel fü' 1re e ge

nen Schiffe vor.

Diese Verkehrsrechte beziehen slch ledig-
lich auf dle Schiffe, also die Transport
mittel und nicht etwa auf die beförderten
Güter. Auch ist es im Hinblick auf die Ver-
kehr€rechte unerheblich, ob die Schiffe
vom Schiffseigner oder von ejnem Char-
re'er. /o. einen Inla^de'oder vo^ elne'n
Ausländer betrieben werden. Nur die
Sch ffe sind Träger der Verkehrsrechte.

Das Bundesministerium für Verkehr hat
entsprechend diesen Vorstellungen wäh-
.end d.r lagu^g oe' Do'aukon'n ssio^
tm Ma(z 1972 se ne Bereitschaft zum Füh-
ren von Vertragsverhandlungen für den
Abschluß zweiseitiger Verträge über dle
Benutzung des Kanals und auch der üb-
rigen nationalen Wasserstraßen angebo-
ten.

Drese bi atera en Schiffa'lrLsvert'äqe mLS

sen neben e ner präzisen Regelung der
Verkehrsrechte auch Bestimmungen über
e ne ausgewogene Ladungsbetei gung zu
auskörnmlichen Frachten enthalten. Die
zentralen Transportvergabestelen der
Staatshandelsländer müssen also die
deutschen und auch dle anderen westli-
chen Schiffahrtsunternehmen angemessen
an den Ladungen betei igen, die im Wech-
selverkehr aUf der Rhe in-Ma in-Donau-
Großwasserstraße aufkommen und zwar
zu Frachten, dle in elnem Ausschuß ge-
meinsam festgelegt und zu vereinbarten
Wechselkursen abgerechnet werden. Die
ser Ausschuß muß nach Auffassung des
Bu-des'n nrster -rrs fllr Ve'kehr ein ge-
mlschter Ausschuß aus Veriretern der
Schiffahd und au€ Begierungsvertretern
se n, die entsprechende Kompetenzen ha- 8
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ben. Bei den Staatshandels ändern müs-
sen neben Vertretern der Schiffahrt und
der Verkehrsminlsterien, und zwar frlr die
Fragen der Ladungsaufteilung und der
Frachten, auch noch Vertreter des Außen-
handels hinzugezogen werden. Die rnehr
technjschen Fragen und Einzelheiten der
Tran6poftabwick ung sollten ebenfalls von
diesem gernischten Ausschuß behandelt
und abgestimmt werden.

Solche Regelungen s nd für den wechsel-
seltigen Binnenschiffahrtsgüterverkehr
und damit für dle Transpode über den
lvain Donau-Kana von allergrößter Be
deutung. Sie dürften allerdings auch die
größten Schwierigkeiten bereiten, denn
es geht dabei um ein vernünft ges und für
alle Beteiligten tragbares Verknüpfen der
beden unterschiedlichen Wirtschaftssy-
steme in Ost und West. Aber lch glaube,
daß hier eln Schlüssel zu einer Lösung
für die Problematlk des Ost-West-Ver-
kehrs liegt. Nur wenn wir diese technj-
schen Fragen bllateral zufriedenstellend
mit den Staatshandelsländern lösen kön-
nen, werden wjr auch ein möglichst iibe
raes Schiffahrtsregime auf dem Main-
Donau-Kanal haben, das einen möglichst
reibungslosen und regen Verkehr erlaubt.

Der Standpunkt der COMECON-Länder

Derartige bilaterale Vertragsentwürfe sind
von uns bereits verschiedenen Donauarr-
liegerstaaten zuge eltet worden. lntensive
Gespräche wurden a lerd ngs bjsher nur
mit Ungarn und der Tschechos owakei auf-
genommen. Wegen der besonderen poli
tischen Sltuation - nicht zuletzt wegen
de6 bekannten Berlin Prob ems - sind
die Reaktionen aus dem Osten zögernd.

Man ist dort bemüht, möglichst nicht über
sogendnnLe trperlpngeöoräche l'inauszu-
konmen, um die Verhandlungsposition
nicht zu verändern. Die Kontakte rnit den
Donaustaaten können a 6o intensiviert
werden, sobald Klarheit über das Ergeb-
n s der Belgrader KSZE-Nachfolgever-
handlungen über die Binnenschiffahrts-
prob ematik und die Zukunft der sowleti-
schen Vorschläge zum Thema gesamt-
europälsche Verkehrskonferenz besteht.
Wenn auch die Haltung der COMECON-
Staaten noch nicht offiziell mltgetellt wur
de, so lst aus dem Artikel der beiden
sowjetischen Wissenschaft er Baskin und
Tarasowa in der Zeitschrft ,,Sowjetstaat
und Recht' (5/77) d e Auffassung der
UdSSR erkennbar. Mit dieser Auffpssung
möchte ch rrch nun duseinanderseLzen

D e Verfasser behaupten dort, ,,es
se erforder ich, ein gemeinsames Auf-
kommen auszuaTbelten und zu akzep-
tieren, das ein unanfechtbares Recht
der angrenzenden Staaten ar.rf freie
Schiffahrl auf der gesarnten Wasser
straße einschließlich des Verbindungs-
abschnittes, der ein Bestandteil des
ganzen Syslers rst, bestät gl".

Wie schon ausgefuhrt, lehnt die Bun-
desregierung eine solche völkerrecht-
che Ve'p'icrru'g ab. od es ernen in-

ternationalen Status von nationa en
Wasserstraßen ohne entsprechende
vertrag iche Grundlage nicht gibt und
der Territorialstaat in Ausübung der
Verkehrshoheit frei darüber bestimmen
kann, ob er entsprechende Vörträge
abschließt, die anderen Staaten die
Schiffahrtsfreiheit gewähren.

ln diesem Zusammenhang ist auch der
Hinwes auf den Suez-Kanal und den
Panama-Kanal verfehlt, da die dort ge-



währte Schiffahrtsfreiheit auf entspre-
chenden Abkommen beruht. Das Recht
auf freie Schiffahrt besteht nicht -wie die Verfasser des Artikels fest-
stellen (S. 7 a.E.) - ,, obwohl , son
dern weil ,,das Regime für jeden kon-
kreten Wasserweg in Form eines Ab-
kommens festgelegt wird'.
Künstliche Wasserstraßen, wle der
Main-Donau-Kana1, unterstehen der
ausschließlichen Hoheitsgewalt des
Staates, zu dessen Gebieten sie ge-
hören, d. h. der Staat kann dort nach
seinem Ermessen verfahren. Der Main-
Donau-Kanal befindet sich aber aus-
schließlich auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland. lnsofern lst
es mißverständlich, wenn die Verfas-
ser davon sprechen, der Kanal ,,dLrrch-
quere" das Territorium der Bundesre-
publik Deutschland (S. 1 Abs. 1) und
so den Eindruck erwecken, es gäbe in

bezug auf den Kanal mehrere Anrai-
nerstaaten.

Auch die B etrlebswass erentn a h me für
den Kanal aus der Donau muß a s
nicht stichhaltig angesehen werden.
Diese geringe Menge kann keinesfalls
die ,, Umwelt" im Donauraum beein-
trächtigen. Im übrlgen hat nach dem
allgemeinen Völkerrecht jeder Staat
ein freies Verfügungsrecht über ,, sein "

Flußwasser, zLrmindest solange er die
Unterlieger nicht spürbar schädigt.
Dies ist im konkreten Falle nicht ge-
geben.

Ohne das Resultat der politischen Dis-
kLrssion in Belgrad vorwegzunehmen,
muß nochmals betont werden. daß dle
Bundesregierung sich a len Versuchen
einer lnternationalis ierung der Bundes
wasserstraßen f,4ain-DonauKanal und

Main duf das stärkste widersetzen wird.
Diese lnternationalislerung liegt nicht im

deutschen, aber auch nicht im lnteresse
u nserer westlichen Nachbarstaaten und
der Europäischen Cemelnschaften. Die
Bundesrepublik DeutschLand steht daher
nicht a lein. Sie wird von den westeuro-
päischen Staaten und von den Euro-
pä schen Gemeinschaften jn ihren Bemü-
hungen um eine ausgewogene Regelung
Lr nterstützt.

Zur Modifizierung der Mannheimer Akte

Dle Bundesregierung ist sich mit den
übrigen Vertragsstaaten der lVannheimer
Akte elnig, daß dle bisher geübte abso-
lute Schiffahrtsfreiheit auf dem Rhein mit
Eröffnung des Main-Donau-Kanals nicht
beibeha ten werden kann. Der Rhein
schiffahrlsmarkt ist bereits jetzt schon
sehr abil. W r bemühen uns ständig, ihn

durch Ordnungswerke zu stabllsieren.
Diese A'beit n oer Zentralkorrn ssror
für die Rhelnschiffahrt und der EG darf
nicht gefährdet werden. Daher muß mög-
lichst bald das Zusatzprotokoll zur Mann-
heimer Akle verabschiedet werden, das
einen Kabota gevo rb eha lt zugunsten der
traditionellen Rheinschiffahrt manifestiert.

Darüber hinaus hoffen wir, die von uns
im Einvernehmen mlt den westlichen Nach-
barn angestrebten bllateralen Schiffahrts-
verträge bis zum Ende der Bauarbeiten
am Main Donau-Kanal Mitte der Boer lahre
u.ter Dach und Fach zu haben. Dabei ist
davon auszugehen, daß auch die Ost-
b ockstaaten langfristig bllaterale Rege-
lungen einem völligen Verzicht auf Teil-
habe am Binnenschiffahrtsverkehr mit
dem Westen vorz ehen werden.
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Tarifpolitik bei Frachten und Schilfahrts-
a bgaben

Dle Binnenschiffahrtsfrachten werden vom
Bundesminister für Verkehr durch Rechts-
verordnung erlassen und somit allge-
meinverbindlich gemacht. Dennoch be-
treibt der Bundesminister für Verkehr un-

mittelbar keine Frachtenpolitik, denn die
Bildung der Frachten lst bekanntlich Auf
gabe der aus Schiffahrtstre benden und
Verladern par tätisch zu sam me n gesetzten
Frachtenausschüssen der Blnnenschiff-
fahrt. lm Falle des Mains und des Main-
Donau-Kanals ist das der Frachtenaus-
schuß Rhein. ln diesen Ausschüssen wird
die eigentliche Frachtenpolitik gemacht.
denn hier werden - entsprechend den
Marktgegebenheiten - Frachten beschlos-
sen, die der Fiktion des Binnenschlffsver
kehrsgesetzes entsprechend als marktge-
recht gelten.

Dem Bundesrninlster für Verkehr obliegt
dann die Genehmigung der Beschlüsse,
der Erlaß der entsprechenden Bechtsver-
ordnung sowie die Uberwachung der Ein-
haltung dieser Frachten. Damit beschränkt
s ch der Bundesminister für Verkehr auf
eine Art Mißbrauchsaufsicht, indem er
unbilligen und unlauteren Wettbewerb ver-
hindert, und zwar sowohl im internen als
auch im externen Wettbewerb. Hierbei
spielt naturgemäß das Wettbewerbsver-
hältnis zwischen Deutscher Bundesbahn
und Binnenschiffahrt eine wesentliche
Ro lle.

Leitlinien lür die Schiffahrtsabgaben

Die Schiffahrtsabgaben werden vom Bun-
desministerium für Verkehr in eigener Zu-
stä-digkeir lestgesetzt und erhoben. Da-

I I ber oelten für den Bundesmrn ster iür Ver-

kehr vor allem zwei wesentliche Leitli-
nlen: Einmal müssen die Schiffahrtsabga-
ben so gestaltet werden, daß dadurch das

bisher unbef-eoigende VerhälLnis /wi-
schen den Kosten der Wasserstraßen und

den Elnnahmen aus ihrer Benutzung ver-
bessert wird, zum anderen sollte die Höhe
der Schiffahrtsabgaben keinen Verkehr
von der Wasserstraße fernhalten. Diese
beiden Zielsetzungen stehen in einem ge-
wissen Gegensatz zueinander. Schiffahrts-
abgaben sind wie die Frachten ein Teil
des Beförderungsentgelts, das der Fracht-
zahJer zu entrichten hat. Sie haben die
gleichen Wirkungen wie die Frachten.
Nun ist der überwiegende Teil der von der
Binnenschiffahrt beförderlen Güter sehr
transportkostenempfindlich. Die Schiff-
fahrtsabgabenpolitlk muß daher behutsam
betrieben weTden, wenn sie die Gefahr
von Verkehrsverlagerungen vermeiden
will. Sie muß die Marktgegebenheiten be-
rücksichtigen. Andererseits zwingt die
unzureichende Kostendeckung der Was-
serstraßen zu Einnahmesteigerungen, und
zwar nicht nur aus Gründen des Haus-
halts, sondern gerade auch im Hinblick
auf Wettbewerbsverze rru n gen, die daraus
vor allem von der Deutschen Bundesbahn
abqeleitet werden könnten.

Die Abgabenpoiitik muß also einen lvlittel-
weg gehen und sich behutsam im Rahmen
des Nlöqlichen zwischen den obengenann-
ten Zielen we iterentwickeln. Eine befrie-
digende Lösung kann solange nicht er-
relcht werden, wie der Rhein noch abga-
benfrei ist. Schließlich erfolgt der über-
wiegende Teil der Beförderungsleistung
der Binnenschiffahrt '1 der BFID - näm-
lich 70 bis B0 Prozent - auf dem Rhein.
Daher bemüht sich der Bundesminister für
Verkehr nach wie vor, alle Bundeswasser-



straßen in die Abgabenpflicht einzubezie
l'en Dies ist e n langer Jnd do'nen'er-
cher Weg, auch weil er eln allein nationa-
les Vorgehen nicht zuläßt.

Der lstzustand bei den Schiffahrtsabga-
ben spiegelt s ch in den Tarifen fur be-
stimmte Wasserstraßenbereiche wider.
Der Main und Main-Donau Kanal sind mit
dem Neckar zu elnem Tar fbereich zusam-
mengefaßt. Gegenüber anderen Tar fbe-
reichen weist selne Struktur einlge Be
sonderheiten auf, die auf die geografi-
schen Gegebenheiten dieser Region Rück-
sicht nehmen. So besteht nur auf dem
lvain und dem Ma n-Donau-Kanal sowohl
bei den Regel al6 auch bei den Ausnah-
mesätzen e ne Dreiteilung nach der Ab-
gabenhöhe. Durch sie sollen geografsche
Nachteile der Revierferne für dle hier an-
sässige Wjrtschaft gemi dert werden, die

- Iedenfa ls was die Schiffstransporte
angeht - sich aus dem Mainverlauf er-
geben. Diese Dreitellung bewirkt prak-
tisch eine Entfernungsdegression bei den
Schiffahrtsabgaben und verkürzt so tarif-
lich die TransportentfernLrngen. Dabei wer-
den auch das Zonenrandgebiet und Start-
schwierigkeiten der Region um Nürnberg
berücksichtigt.

Aus der Sicht der Verladerschaft und
auch aus der Sicht der Schlffahrt sind
Schiffahrtsabgaben natürlich immer -ähnlich den Steuern - ein ,,Argernls".
Es spricht deshalb für die Tarifpolitik bei
dieser Was6erstraBe, daß sie bisher im-
mer im Einvernehmen mit den Betroffenen
erfolgen konnte. Diese bewährte Praxis
wird be behalten. Dennoch werden in Zu
kunft Schwierigke ten kaum zu vermeiden
sein, denn wenn heute der Schutz der Re-
gion diese Tarifpolitik beeinf ußt, so kann
das morgen ein Streitpunkt sein. Spielen

heute 6äm ich die Verkehre nach Nürn-
berg, Bamberg oder nach anderen Punk-

ten die Hauptrol e, so werden es morgen
möglicherwelse die Durchgangsverkehre

- im F\fre'n'all /w scher oem Schwarze^
Ny'eer und der Nordsee - sein. Dlese
Transitverkehre sind nicht,,schutzbedürf-
tig. Aber gerade daraus ergeben sich
Probleme, weil lm nationalen Bereich die
Tafifpolitik noch am Wettbewerb, z. B.

zwischen Deutscher Bundesbahn und Bin-

nenschiffahrt, orientiert werden kann,

während es künftg schon deshalb pro

blernatisch wird, weil für die Staatshan-
delsflotten der COMECON-Länder, wenn
s e mit unserer Flotte in Wettbewerb tre-
ten, auch andere - vielleicht gerade an-
dere - als ökonomische N,4otive eine Rol-
le spre en. ZJmindesr gel'en sre von e ^e"
anders strukturieften und damit nicht ver-
glelchbaren Rentabllitätsrechnung aus.
Vor dlesem Hintergrund wird die Tarifpo-
Itik des Bundesministers für Verkehr an
Bedeutung gewjn nen.

DI. ZJh In't"proble.ne mussen w r u'rs
heute schon vergegenwärtigen und durch-
denken, denn die Vorstellungen der Ost-
oo.lstaaLen gel'en natJrge.äß l^ eire
andere Richtung. Sje sehen nur d e künf-
tige Offnung des Weges zum At antjk. Sie
wol en d esen Weg blll g haben. Sie sind
also gegen jede Schlffahrtsabgabe, wei
sie dle Benutzung dieses Weges ver-
teuert. Auch wegen der Schiffahrtsabga
ben streben sie an, die Rhein-N,4ain-Do-
nau-Verblndung zu,,internationalisieren".
Sie sind nach dem, was wir wjssen, gegen
Befahrungsabgaben, weil dadurch ihre Vor-
teile, die sie heLrte auf der Donau haben
urd auch vol a.rospieren. er geschrän^r ./\
werden könnten. lZ



D e Haltung der Bundesreg erung ist dem-
gegenüber eindeutig. Der N4ain mit derl,]

Main Donau-Kanal lst eine nationale Was-
serstraße, auf der die natlonale Souve-
ränität nicht zweife haft sein kann. Eine
vom COMECON gewünschte lnternationa-
lisierung dieser Wasserstraße kommt nicht
in Frage, und daher müssen die Prinzipien
der Tarifpol tik für diese Wasserstraße
beibehalten werden. Schlleßlich müssen
wir sehen: Nicht der eventuel von den
Ostflotten forcierte Transitverkehr h lft
der lvlain Region, er geht ohne wiftschaft-
iche Auswirkungen an ihr vorbe I

Dle Reakt on der Staaten der Mannhei-
mer Akte ist bis heute so könnte man
sagen - neutral. S e sehen keine direk-
ten Auswirkungen des Handelns auf dem
Main-Donau-Kana auf den eigent jchen

GeltLrngsbereich der Mannheimer Akte.
Aber sie sehen - wie wlr - die Gefah-
ren, die durch dle Staatshandelsflotten
auf al e Westflotten zukommen. Daher bin
ich überzeugt, daß sie unseren auf die
Rhein-l\lain-Donau-Wasserstraße bezoge-
nen Auffassungen und Zele lhre Zustim-
mung nicht versagen werden. Sie müssen

-gestatten 
Sie mir dieses offene Wort-

ufsere Politik unterstützen, denn unsere
Tarifpo ltik kann nicht nur deutsche Poli-
tik se n, sie lst auch europäische Po ltik,
wei unsere Motive aus unserem Wirt
schaftssystem begründet werden, das
nicht ideologisch, sondern ökonom isch
motiviert ist.

Das zukünftige Tarifsystem

Das vorgesehene Tarifsystem wird in der
Fortführung der bisherigen Politik struk-
turiert werden- Die blsher unbefriedigen-
de \ostendeckung soll zwa' verbesseft

lö werder., tedoch nüssen oie besonderen

Gegebenhelten bestimrnter Regionen -hier z. B. der lVajnreqion - weiterhin be-
rücksichtlgt bleiben.

Das bedeutet, daß künftig - wenn der
Kanal fertig sein wird - die Tarifpolitik
zwischen dem Zielverkehr und dem Durch
gangsverkehr unterscheiden muß. Der reine
Durchgangsverkehr der Staatshandels-
flotten w rd keine besonders positiven
Wirkungen für die hier ansässige Wirt-
scha ft haben. Diese Durchgangsverkehre
werden durch Schiffahrtsabgaben nicht
wesentlich beeinflußt, weil diese zum Teil
sehr langen Transitverkehre nicht beson-
ders transportkostenempfindlich s ind. Dar-
aus ergibt sich die Notwendigkeit, bei
den Schiffahrtsabgaben nach Herkunft und
Best rnmung der Transpoftkosten zu diffe-
renzieren.

Dabei ist jedoch zu betonen: Grundsätz-
lich muß der Kostendeckungsgrad der
Wasserstraßen verbessert werden und
grundsätzlich sollen de Schjffahrtsabga-
ben wettbewerbsneutral sein. Sie sollen
also n cht den Wettbewerb beeinflussen
oder ern Vrtre de' VerL.eh-slenkunq se'.
Daher muß der heutige lvlaln-Tarif schritt-
weise den übrigen Tarifen angenähert
werden. Nicht die einzelne Wasserstraße
berechtigt zu Sonderregelungen, sondern
d lenfa ls b^st rr.lte Wrrtscl'aftsreg o'en.
Aber auch das nur ln begrenztem N,4aße,

denn Schiffahrtsabgaben können und sol-
len nicht als Mittel zum Ausgleich für
eventuelle Standortnachtei e dienen. Sie
sind ein Ausgleich für Wegekosten und
tragen dahe. wesentlrch odzu be . erne
vo kswirts chaftlich sinnvol e Aufgabentei
lung der Verkehrsträger und damlt eine
sinnvolle Ausnutzung der vom Staat zu
schaffenden und zu unterhaltenen lnfra-
struktur zu erreichen. Diese Zielsetzun-



gen werden auch künftig - möglicher-
weise noch stärker als bisher - dle Tarif-
politik des Bundesministers für Verkehr
le iten.

lch danke dem Vorstand des Deutschen
Kanal- und Schiffahrtsvereins Rhein-
Main-Donau eV, daß er mir Gelegenheit
gegeben hat die Auffassung des Bundes-
verkehrsministeriums über eines der wich-
tigsten und zugleich auch heikelsten Pro-

bleme für Ost und West auf dem Gebiet
der Binnenschiffahrt vorzutragen. Für die
Lösung dieses komplexen Problemes ist
sicher viel Einsicht und guter Wille auf
be den Seiten e"forderl'ch. lch bin mir si-
cher, daß ich nicht in aJlen Punkten die
Thematik erschöpfend behandelt habe.
lVeine Ausführungen bitte ich vielmehr als
Diskussionsbeitrag zu werten, mit dem
einige deutliche Akzente gesetzt wurden.
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Die zukünltige Regelung des
Schiffahrtsregimes

KLrrzdarstel ung von Reg ierLrngsdirektor
lohann Sengpiel, Leiter des Referates
,, nternaL onare Brn.enschrffal"rt beim
Bundesministerium für Verkehr *)

Bei meinen Ausführungen am 12. Dezem-
ber 1977 habe ich die verkehrspolitischen
und ve rkeh rs rechtlichen Aspekte ange-
sprochen, die uns im Bundesverkehrsmi-
nisterium bei den getroffenen und noch
zu treffenden Maßnahmen im Zusammen-
l^ang m't dem Vain Dondu-Ka-a' m err-
zelnen leiten. Da die Begriffe bzw. Rechts-
fragen, wie Schiffahrtsfreiheit, Liberalisie-
rung, lnternationalisieru n o, Verkehrsrech-
te und Zugang zum Binnenschiffsgüter-
markt immer wieder in der internationa-
len Diskussion - und zwar gleicherma-
ßen in Ost und West - auftreten, wLtrden
sie analysiert.

Dabei war zuerst die derzeitige Praxis bei
der Behandlung der Verkehrsfrejhe t für
Binnenschiffe auf den Bu ndeswasserstra-
ße- darzu eqer. U.ernqeschrän(r ge.te.
ßen Verkerrsfreiheit ScL ffe, die in einerr
deulsche- Binnenscl.ilfdl--rsregister ein
getragen sind. Ausländische Schiffe und
Schiffe der DDR (die ja kein Ausland ist)
dürfen die Bundeswasserstraßen nur be-
fahren und Güter befördern, wenn das
durch ein multi- oder bilaterales Abkom-
men, Gewohnheitsrecht oder durch Eln-
zelgenehmigung gestattet ist, die der
Bundesminister für Verkehr erteilt. Dieses
Prinzip der Gewährung der Verkehrsrech-
te ergibt sich aus dem allgemeinen Vö
kerrecht, wonach souveTäne Staaten in
Ausübung ihrer Verkehrshoheit, die sich
aus der Gebietshoheit ableitet, bestimmen
können, ob und unter welchen Bedingun-
gen ausländische Fahrzeuge in ihr Ho-
heitsgebiet einfahren und dort am Ver-
kehr teilnehrnen dürfen.

') vorgetragen in der Vorstandssitzung des Deut-
1E schen KanaF urd Sct'it,ah lsvereins Rhein-
I \,, Mair-Donar FV an 6. März t9/B rn tunchen_

ln-welchem Umfange jetzt Ausländer in

der Bundesrepublik Verkehrsfreiheit ge-

nießen, ist weiter davon abhängig, ob sie
nationale oder internationale Wasserstra-
ßen befahren. Es geht also um dle Frage
des Schi'tarrtsreg mes. ln allgemeinen
haben wir es mit einern nationalen Regime
zu tun. Bei einem Fuß mit einem interna-
tionalen Charakter, d. h. an dem mehrere
Staaten Anlieger sind, ist auch in der Re-
gel ein internationales Regime vorhanden.
Hier sind lVannheimer Akte, Belgrader
Akte, Mosevertrag, Elbakte und derglei-
chen zu erwähnen.

Der Rechtsstandpunkt der Bu ndesregie-
rung zum Main-Donau-Kanal deckt sich
weitgehend mit dem Gutachten von Pro
fessor Dr. Jaenicke. Wir sind dem Deut-
schen Kanal- und Schiffahrtsverein Rhein-
Maln-Donau eV sehr dankbar, daß er die-
ses Gutachten in Auftrag gegeben hat.

Der Kanal isr ebenso w e der !1ain e ne
nat ona e Wasserstraße, die ausschließ-
lich der Souveränität der Bunde6republik
Deutschland Lr nterliegt. Die Bundesrepu-
blik Deutschland kann daher in Ausübung
ihrer Verkehrshoheit frei bestimmen, un-
ter we chen VoraussetTJngen s e aus-
ländische Schiffe den Kana befahren läßt.
Vertragliche Bindungen bestehen derzeit
vornehmlich mit dem Westen und hier
speziell aufgrund der Römischen Verträge
(EG-lVitg iedschaft).

Was die Befahrens und Beförderungs-
rechte auf dem Main-Donau-Kanal anbe
langt, geht es daher vornehmlich darum,
unsere Position gegenüber den Staats-
handelsländern durchzusetzen und mit
ihnen entsprechende Regelungen vorzu-
nehmen oder aber einseitig Maßnahmen
zu beschließen.



Dabe ist unsere Zielvorste Iungr Der Ka
nal wird vornehm lch für die Schiffahrt ge-
baut und sie soll lhn auch möglichst nnaxi-
ffra nutzen. Wederholt hat die Bundes-
regierung erklärt, daß Schlffe aller inter-
essierten Staaien auf dem Kanal zuge
lassen werden sol en, al erdings nur auf
dem Wege vertraglicher Vereinbarungen.

Unser Angebot an die COMECON-N.4 t-
g leder zum Abschluß von bjlateralen
Verträgen haben wir mehrfach offizie i ab-
geqeben. vor a ler . de. Donaukor .n s
s on und auch sonst bei gee gneten Ge-
legenheiten. Veftragsentwürfe sind mit
den meisten Südoststaaten ausgetauscht
worden. Diese Verträge sollen zum lnha t
haben:

Art und Umfang der Verkehrsrechte

Los ,ng der Wettoewarbsprob e^'re zwr
schen den Staatshandelsf otten und
der deutschen Schffahrt, z. B. La
dungsaufteilung und Frachtfestsetzung

Reqelunq der administrativen und tech
nischen Deta ls, wie Paß- und Zoll-
fragen, Benutzung von Liegep ätzen,
gegenseitige H lfeleistung bei Unfä len
und Einwirkungen von höherer Gewalt
u. ä.

Neben dem Befahrensrecht gibt es dle
einzelnen Beförderungsrechte, wie Recht
auf Transit, Recht auf Wechselverkehr,
Recht zum Drittlandverkehr, Recht auf
Kabotage.

D ese Beförderungsrechte müssen jn Ver-
trägen im einzelnen ausgehandelt und ver
einbart werden. Uns schwebt vor, das
Transitrecht möglichst freizügig zu gestal
ten, es soll eine möglichst liberale Rege-
lung se n. Wechselverkehr kann dageg-^n
nur auf der Basis der Gegenseitigkeit bei
entsprechender Quotenteilung zugestan

den werden. Die Frage der Ladungszutei
lung und die Frage der Frachten sollen in
sogena n nten ,,Gem schten Ausschüssen"
und im Einzelfall behandelt werden. Das
Recht zur Kabotage wol en w r ausländi-
schen Schiffen grundsäizlich nicht gewäh-
ren.

Derzeit bereitet d e Berlinklausel bei den
bllateralen Verträgen, d e sich ja nicht
nur auf den Main Donau-Kanal, sondern
auf alle übrigen Wasserstrallen in der
Bundesrepub k erstrecken, noch beson-
dere Schwierigkeiten. D e Diskussion über
den Rechtsstatus des Ma n Donau Kanals
war in der zurückliegenden Zeit sehr in-
tensiv. Auch in der KSZE-Nachfolgekon
ferenz in Be grad war dieses Thema an
hAngig. Osterreich hat hier eine lnltiative
gestartet und regte an, e n europäisches
Wasserstraßenrecht zu schaffen. Mii die
sem Vorsch ag sind d e Osterreicher nicht
durchgekommen, da vor al em die EG lvit-
g iedsstaaten dem widersprochen haben.
Osterreich hat lm ubrigen nunmehr ange
boten, mit der BRD b laterale Gespräche
aufzunehmen. Sie werden noch im Laufe
des Apr ls 1978 stattfinden.

ln der Zentralkomm sslon für de Rhen-
sch ffahrt (ZKR) haben sich die Rheinufer-
staaten zu e nern gemeinsamen Handeln
gegen etwaige Gefahren der Ostflotten ge
einjgt. Das Recht der freien Schiffahrt aLrf
dem Rhein fur alle Nationen soll weder
zurück aLrf das sogenannte Uferstaaten
pr nzip beschränkt werden. ln Straßburg
(ZKR) wurde daher ein Zusatzprotokoll
zur lVannheiffrer Akte erarbeitet, das der-
zeit der EG zur Prüfung vorliegt. Die
EG-Kommission erwägt, den Beitritt der
Cemeinschaft zur f',4annheimer Akte vor-
zrschlaqen. un- z-sa'nr're. m t der ZKR
- -sn 6ptr-nalen Schulz rL errroglrchen lO



Mit der vorgesehenen Rege ung auf dem

Rhein dürften sich die Befürchtungen der
Rheinschiffahrt hinsichtlich des Main-Do-
nau-Kanals weitgehend erledigen, ohne

daß allerdings bilaterale Vereinbarungen
hierdurch überflüssig werden. Denn nur
mit den bilateralen Verträqen wlrd es
möglich sein, einen reibungslosen Ver-
kehrsablauf mit den Staatshandelsfloiten
vor allem zugunsten der deutschen Bin-
nenschiffahrt und aller westeuropäischer

Schiffahrten zu schaffen. Nach dem Stand
der bisherigen Beratungen ist damit zu
rechnen, daß der Rat der EG auf seiner
nächsten Tagung das Zusatzprotokoll billi-
gen wird.

Abschließend möchte ich hervorheben,
daß sowohl in der Zentralkommission für
die Hheinschiffahrt als auch in der EG
Ubereinstimmung besteht, einvernehm-
lich und entschlossen die bekannten Ost-
West-Probleme anzugehen.

17



Tarilpolitik - Schilfahrlsabgaben
auf dem Main und Main-Donau-
Kanal

Kurzdarstellung von lVin jsterialrat Walde-
mar Lenz, Leiter des Referates ,,Ord-
nungspolitische Angelegenheiten der
Binnenschiffahrt - Schiffahrtsabgaben "

beim Bundesministerium für Verkehr *)

Als zweiter Themenkrels sind heute die
Schiffahrtsabgaben auf dem Main und
Main-Donau-Kanal zu erörtern. Als Grund-
linien des Bundesministers für Verkehr
möchte ich folgende beiden Punkte an den
Anfang stellen.

Dle Schiffahrtsabgaben müssen so ge-
staltet sein, daß sie den Güterverkehr
auf der Wasserstraße ermöglichen,
sie dürfen keinen Verkehr von der
Wasserstraße vertreiben.

Cleicnzert,g .nüssen sie trotzdem'nög
ichst hohe Einnahmen brlnqen, schon
weil die Haushaltslage dies einfach
e rfo rd ert.

Dibse beiden Zielsetzungen erfordern eln
sehr vorsichtiges Vorgehen, zumal auf der
Wasserstraße in der Regel Ny'assengüter
befördert werden, die relativ transport-
kostenempfindlich sind und somit auf Ko-
stenverändeTungen oft schnell und stark
reag eren. Für den Gesamtbereich der ab-
gabenpflichtigen Bundeswasserstraßen ist
der Deckungsgrad der Ausgaben für Be-
triebsunterhaltung und Verwaltung durch
Einnahmen aus Schiffahrtsabgaben mit
nur 30 0/o recht schlecht. Solange der
Bhein nicht ln die Abgabenpflicht einbe-
zogen ist, sind volle Kosten- oder Aus-
gabendeckung allerdings elne lllusion,
weil auf dieser Wasserstraße bis 80 'yo
der Verkehrsleistungen erbracht werden.
Dennoch müssen im Gesamtbereich der
abgabenpflichtigen Wasserstraßen die Be-
lastungen durch Schiffahrtsabgaben so-
wohl vom System als auch von der Höhe
her einander angeglichen werden- Die Be
mühLrngen des Bundesmin isteriums für

Verkehr gehen also dahin, den historisch
bedingten unterschiedllchen Tarifaufbau
zugu nsten eines einheitlichen Tarifwerkes
zu verändern- Es ist nicht einzusehen,
warum das glelche Gut auf verschiedenen
Wegen unterschiedliche Bela€tungen tra-
gen soll. Solche Veränderungen lassen
sich aber nur schrittweise erreichen, weil
Schädigungen z. B. auch der Mainregron,
verhindert werden sollten.

Desha b ist der Maintarif, der mit dem
Neckarlarif gekoppelt ist, nicht so gestal-
tet, wie der Tarlf für das nordwestdeut-
$che Kanalgeblet. Aufgrund der geogra-
fischen Besonderheit des Mains besteht
hler eine Drejteilung in der Tarifierung.
Bis zum Jahre 1976 war für die Strecke
bis Aschaffenburg, das ist der Mainkilo-
meter 88, Tarifkilometer gleich natürlicher
Kilometer. Für die daran anschließende
Strecke bis Bamberg war die Tarifkilome-
trierJng 2 zJ 1, was erner Abgabenermä-
ßigung von 50 0/o entsprach. Oberhalb von
Bamberg, vor allen Dingen für das Zonen-
randgebiet, war die Tarifkilometrierung 1

zL,r 3, d. h. ein Tarifkilometer entsprach
gleich drei natür ichen Kilometern und ab
Nürnberg, im eigentlichen Kanalberelch,
war es dann wieder 1 zu 1. Diese Tarifie-
rung ist inzwischen so umgestellt, daß
nicht mehr unterschiedliche Tarifkilometer,
sondern unterschiedliche Sätze bestehen.

Es war nicht ieicht, diese Anderung mit
den Ländern einvernehmlich zu regeln,
weil das Mißtrauen bestand, daß sich auf
ka tem Wege eine zusätzliche, starke Be-
lastung ergeben könnte, die aus der S cht
der Länder natürlich unter allen Umstän-
den verhindert werden sollte. Der Grund

.) vorsetrasen in der vorstandssitzuns des Deut- lut- -ol:^ -10-l1",ll 
von der Tarifkilometrie-

' 
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auf dieser Wasserstraße fahren werden
und dadurch eine völlig andere Verkehrs-
struktur entsteht. Heute enden oder ent-

stehen Verkehre im Berelch der Mainre-
gion. Künftig werden erheb iche Mengen,
vielleicht 6ogar die größten N,4engen, als
Transitmengen auftreten. lm Interesse der
lVainregion kann es njcht llegen Transit-
verkehr und Lokalverkehr tariflich gleich
zu behandeln, d. h. sie gleich zu belasten
oder zu entlasten. Wenn aber nach Tarif-
kilometern gearbeltet wird, so gelten die
Tarifkilometer natürlich für jedermann. So-
fern ein Ort, z. B. Bamberg oder Nürnberg,
für irgendeinen Verkehr erschlossen oder
erhalten werden soll, sollte dies mit Aus-
nahmetarifen geschehen, die jedoch nicht
automatisch auf die gesamte Wasser-
straße ausgedehnt werden müssen. Nur
so kann den Besonderheiten einzelner
Plätze oder Regionen Rechnung getragen
werden. Das ist ein wesentlicher Grund

für die Notwendigkeit der Umstrukturie-
rung des Tarjfes gewesen.

Wir sind der Auffassung, daß mit der Ver-
bindung von Donau und Rhein durch diese
Wasserstraße die unterschiedlichen Ta-
rifierungen noch mehr Gewicht bekommen
werden als heute. Dabei erfordern Tran-
sitverkehre und Lokalverkehre unter-
schiedliche Bewertungen, wobei auf lange
Sicht bei den Lokalverkehren die Einheit-
lichkeit mit oder die Angliederung an das
sonstige Tarifgefüge der Bundesrepublik
hergestellt werden muß. Dadurch kann
sich auch die 1",1öglichkeit ergeben, auf
dem Main und Main Donau-Kanal unter
Umständen dle Tarifierung umzukehren,
je nachdem, ob die Verkehre aus dem Do-
nauraum oder vom Bhein kommen. Damit
könnte z. B. für den Hafen Nürnberg
e ine unterschiedliche Degression möglich
sein, je nachdem, ob ein Gut von Mann-
heim oder vom Schwarzen Ny'eer kommt.
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Die Diskussion im Vorstand *)

Frage:
lst bei den Schiffahrtsabgaben an eine
Differenzierung oder eine Begünst gung
einze ner Länder gedacht?

Ministerialrat Lenz:
Aus meiner Sicht nein, denn der ganze
'ar' stel t crcl't rur arf oem Mar', son-
dern der gesamten Bundesrepubl k
Deutschland auf das leweilige Gut und
immer auf den Tonnenkilometer ab. Er
schlleßt insofern jegliche Andersbehand
Lung eines Landes aus. Wenn hier für ein
Land eine Ausnahme gemacht werden
würde, bedeutet djes zu präjudizieren. Es
würden Wünsche herausgefordert und die
GeIahr heraufbeschwören, das gesamte
Tarifsystem n Fraqe zu stel en.

Trage.

Laut dem zu erwarienden Zusatzproto-
koll zur Mannheimer Akte dürfen nur die
EG-Staaten und d e Slgnatarstaaten der
Mannhe mer Akte fahren. Die Abgaben-
freihe t wird dadurch für diese Staaten
jedoch wohl nicht berührt?

Beglerungsdirektor Sengpiel :

Ny'it der Abgabenfrelheit hat das in der Tat
nichts zu tun. Das Problem der Schiff-
fahrtsabgaben auf dem Rhein wlrd damit
n cht angesprochen. Es soll ausschließ-
lich der in Artikel 1 der Mannhelmer Akte
angesprochene Grundsatz der Schiffahrts-
freiheit auf dem Rhein beschränkt werden.
Es st beabsichtigt die in Artikel 2 der
Vanrhermer Akte - hier w-rde e n ge-
wisser Verfahrensmodus herausgearbei-
tet - eine Abgrenzung der Bheinschiff-
fahft vorzunehmen. As zur Rhe nschiff-
fahrt qehörend so I jedes Schiff betrach-

tet weiden, das zur Führung der Flagge
eines der Verlragsstaaten berechtigt ist.
Und dann soll in Artikel 4 bestimmt wer-
den: Die Schiffe, die zur Rheinschiffahft
gehören, und nur diese Schiffe, sind be-
rechtigt, kleine und große Kabotagen auf
dem Bhein durchzuführen, d. h. innerhalb
eines Landes bzw- innerhalb des Rhein-
stromgebietes. Schlffe der EG-Staaien
sollen den gleichen Status wie die der
Vei.ragsstaaten der Mannheimer Akte er-
halten und kleine und große Kabotagen
auf dem Rhe n durchführen können.

Frage:
Wird mit den Sowjets ein eigenes Tarif-
Gystem für den Fhein vereinbart?

N/in isterialrat Lenz:
Nern, dds w;re Ja wreder der Diskririnie-
'ungsrdtbesta-d. auf den ch l^ingewese^
hatte bei der Tarifkilometrierung. Entwe-
der gibt es alf dem Rhein Schiffahrtsab-
gaben für a le oder für keinen. W r können
also russische Schiffe oder Schiffe ande-
rer Ostblockstaaten nur dort mit Abgaben
be asten, wo deutsche Schiffe auch mit
Abgaben belastet werden. Wenn bei
spielswelse ein Schiffstransport mit CO-
MECON-Schiffen von der Donau nach
Bamberg durchgeführt wird, dann ist er
selbstverständlich den gleichen Abgaben
unterworfen wie jedes andere Schiff
auch, das hier fahren würde. Auf dem
Rhein bliebe es derzeit wie jedes andere
Schiff auch frei.

Frage I

Hinsicht lch der Tarifgestaltung hat die
Bayerjsche Staatsregierung nur zwei Wün-
sche. Erstens, daß eine gewisse Sonder-
behandlung des Zonenrandgebietes be
züglich der Frachtraten auf dem Maln-
Donau-Kana gegeben ist und zweitens,

') gefuhrt in der Vorslandssilzung des Deutschen
KaraL- und Schiffahrtsve.eins Rheir-lvlain-Donau
eV am 6. März 1978 in München- 20



daß durch den natürlichen Verlauf des
Mains notwend ge Frachtumwege nicht zu

stark aLrf Frachtraten der revlerfernen
Geblete durchschlagen.

Ministerialrai Lenz:
Es bestehen ja heute schon für das Zo-
nenrandgebiet spezie le Tarife. Klarstel
len möchte ich hier: W r sprechen von
Schlffahrtsabgaben. Zu d esem Bereich
haben wir 

- 
wie bereits ausgeführt -dle Förderungsmög ichke ten oder Sonder-

oehandl-ng ernze ner Orre oder Fegio.en
dadurch möglich gemacht, daß wlr die
Tar fkilometrierung beseitigt haben. Maß-
nahmen auf dem Sektor der Frachten
bleiben auch in Zukunft Sache der Ver-
tragspartner oder - im innerdeutschen
Verkehr - der Frachtenausschüsse.

lch darf hier auch feststellen. daß Schift
fahrtsabgabensteigerungen, die auf dem
Main und Main-Donau-Kana blsher durch-
gefuhrt werden mußten, noch nle gegen dle
dort betroffene lndustr e oder Schiffahrt
dLrrchgesetzt wurden. Gerade auf dem
Main lst das Verhä tnls zwischen dem
Bundesministerium fur Verkehr und den
von se'en Maßnarn e^ Potroffenen rrmer
so gewesen, wie ich es mir für andere
Bereiche nLrr wünschen kann. Das spricht
für beide Seiten.

Frage:
Zu welchem Prozentsatz erwirtschaftet
man denn d e Schiffahrtsabgaben bei den
übrlgen europäischen Wasserstraßen?
Damit sol zum Ausdruck gebracht wer
den, da3 man die Wasser und Schff-
fahrtsabgaben nicht zu hoch tre ben sollte.
Die Häfen am lvlain und am künftlgen
Marn-Donau Kacal srnd rn Bedrd'g^rs.
Betrachten Sie den Verkehr zw schen den
Rhein-Mündungsstädten und z. B. Bam
berg oder Nürnberg als Lokalverkehr?

l,4inisteria rat Lenz:

Uber die Flöhe der Schiffahrtsabgaben
auf anderen Wasserstraßen Europas kann
ich ke ne verläßlichen Angaben machen.
Aber auch wenn dort tei weise ke ne Ab-
gaben e!-hoben werden, hat das für den
Main keine praktische Bedeutung, wei
zwischen dlesen Wegen kein Wettbewerb
spielt. lhre Sorgen werden von uns aber
gesehen und wie d e bisherige Praxis
zeigt - auch im Rahmen des lvöglichen
berucksichtigt.

Unter Lokaiverkehr ist im Grunde genom-
men etwas anderes zu verstehen. Der
e gentliche Begriff Lokalverkehr betrlfft
den Verkehr in einem bestimmten Berelch
auf dem Main, also den Verkehr, der den
Main nicht verläßt. Dieser Verkehr war
von mir vorh n n cht gemeint. Vielmehr
war der Verkehr gemeint, der entweder
zu bestimmten Häfen des Mains oder
Main-Donau-Kanals geht oder von diesen
Päizen komrnt. Gleichgü tig, ob er jetzt n

Richtung Donau oder in Richtung Rhein
äuft. Ganz klar sol te nur die Auffassung
des Bundesministeriums für Verkehr zum
Ausdruck kommen, daß Transitverkeh re,
d e z. B- von Ungarn zum Rhein-Mün-
dungshafen gehen, nicht schutzwürdig und
auch nicht stützungsbedürftig sind; denn
h er steht der lange Transportweg und dle
dazLr relativ kurze Strecke der Abgaben-
pfljchtigke t n keinem verg eichbaren Ver
häitnis. lnsofern ist h er also ein wesent-
icher Unierschled in der Belastbarkeit

ge qe be n.

Frage:
Es wurden als Leit nien genannt, einer-
sets die Abgaben so zu gestalten, daß
möglichst keine Mengen von der Wasser-
straße ferngehalten werden, anderersejts21



die Ausqaben oder Kostendeckung zu

verbessern. Das bedeutet ja letzten Endes

dle Festlegung eines Substitionspunktes
dieser beiden widerstreltenden Prlnzjpien
Dieser Substitionspunkt ist nllr denkbar'
wenn man für den einzelnen Verkehr von
einer Transportvorstellung, die man gerne

häite oder die man für richtig hält' aus-

geht. Haben Sie solche Vorstellungen
lm einzelnen oder nicht?

Zusatzfrage:
Diese Regelung wird ia in vielen Fällen

im gebrochenen Verkehr wieder dadurch
unterlaufen, daß die Bundesbahntarifpo-
litik darauf qerichtet ist, den direkten
Bahnverkehr niedrig zu halten, den Kurz-
streckenablauf- oder -zulaufverkehr zum

Umschlagplatz aber stark zu vertetlern
lnwiewejt besteht überhaupt eine Möglich-
kelt innerhalb der Verkehrspolitik der Bun

desrepublik Deutschland Tarife trnter-

schiedlicher Ve l.enrsträger /L ha'noni-
sieren. Es könnte sonst sein' daß trotz
verhältnismäßlg niedriger Schiffahrtsab-
gaben das Ziel einet mengenmäßigen
Konsolidierung wegen der Bundesbahn-
tarifpolitik nicht erreicht wird.

Ministerialrat Lenz:
Uber dieses Problem müßte man eigent
lich einen abendfullenden Vortrag halten

Grundsätzlich kann ich folgendes antwor
ten: Wir müssen ausgehen von dem Ver
kehr, wie er auf einer Wasserstraße ist
und wie er selt lahren gewachsen ist

Clücklicherweise ist der Verkehr, in den

letzten lahren auf jeden Fall, auf dem

Main und Nlain-Donau-Kanal nicht gesun-
ken, sondern regelmäß1g gestiegen W r
haben also jetzt ein Gütervolumen' das
wir als Maßgröße nehmen wollen. Das
Volumen kann sich verändern, ohne daß
diese Veränderung immer als Substltion

aufgrund von Verkehrsabgaben anzuse-

hen ist. Es kann aber ein lndikator dafür

sein. Auf jeden Fa I werden dadurch Situa-
tionen erkennbar, die in Verhandlungen
mit den Betroffenen überprÜft werden.
Dabei jst als wichtjger Punkt auch das Ta-

rifverhalten der Bundesbahn zu berück-

slchtigen. Man muß sjch aber davor hüten,

dle Schiffahrtsabgaben überzubewerten.
Schiffahrtsabgaben und Fracht müssen als

Einheit gesehen werden. Von diesen Ge-

samtti-ansportkosten betragen die Schiff-
fahrtsabgaben in der Regel zwischen 150/o

und maximal 200/o. lnsofern läuft also eine

Veränderung bei den Schiffahrtsabgaben
nicht auf eine prozentual gleiche Verän-

derung der Wettbewerbssituation hinaus'

wre geare a gumenl ert wird Wir -nüssen

uns natürlich immer wieder die Frage vor-

legen, reagierl die Bundesbahn überhaupt

auf eine unserer Schiffahrtsabgabenände-
rungen und wenn ja, wle stark. Nach dem

Gesetz gibt es eine Tarifkoordinierung
rricht mehr. Dennoch entwickeln sich die
Dinge nicht vöLllg unkontrol iert

Frage:
Sie haben das Zusatzprotokoll zur N4ann-

helmer Akte erwähnt und weiter erläutert,
daß im Rahmen dieses Zusatzprotokolles
auch klargeste lt werden so l, was zur
Rhe nschiffahrt gehört. Damlt ist eine Ab-
schirmung gegenüber der Staatshandels-
flotte noch nicht sichergestellt. Die Nje-
derlassung sfreiheit ln den Hafenstädten
an der Nordseeküste ist noch zu beach-
ten. lst in dem Zusatzprotokoll auch fest-
gelegt, daß eine Kapitalmindestbeteili-
gung westlicher Gesellschaften oder Kapi-
ta e gner Voraussetzung ist, um als Rhein-

schiffahrtsgese lschaft anerkannt zu wer-
de n. 22



Reg erungsd rektor Seng p iel:
Da ist im Augenbllck nichts vorgesehen.
Wir sehen d e lVöglchkeit der Bildung
von Nlederlassungen durch Staatshan-
de sländer auch und das bereitet uns gro-
ße Sorgen. Derzelt, so meinen wir, ist dje
Cefahr nicht unmittelbar. Wir haben bls
jetzt in der Bundesrepubl k Deutschland
noch keln Binnensch ffah rtsunterneh men,
das mehrheitlich mit östlichem Kapital ar-
beiret. Ber u^se.e'Regelung heben wrr es
auf das Schiff ab. Das Schiff muß in

elnem deLrtschen bzw. im Binnenschlff
fah rtsregister eines Rheln uferstaates ein-
getragen sein. Für den Fall, daß die von
lhnen genannten Befürchtungen konkret
werden, haben wir eine Klausel vorgese-
hen, nach der die Zentralkomm ssion für
die Rheinschiffahrt die Zugehörigkeit zur
Rhelnschiffahrt von weiteren Vorausset-
zungen abhängig machen kann- Gegebe-
nenfalJs kann irn Rahmen der Zentralkom-
m ssion für die Rheinschiffahrt oder der
Vertragsstaaten im einzelnen eine Ande-
rung des Registerrechtes oder des Flag-
genrechles erfolgen.

Frage:
Entsprechend dem Zusatzprotokoll r.u ß

ein großer Tei der kunftigen Rheinschiff
fahrtsberechtigten identisch mit den Unter-
haltungspflichtlgen sein. Besteht unter die-
ser Ges'chtspun<Len eine ChancF, eine
Abgabenpflicht auf dem Rhein einzufüh-
ren ?

Nlinisterialrat Lenz:
Reglerungsdirektor Sengp el hat ja schon
darauf hingewiesen, daß für uns die
Schwierigkeit vor allem zu sehen ist im
Artikel 3 der Nlannheimer Akte, der jeden-
falls von einigen Vertragsstaaten der
Mannheimer Akte so ausqeleqt wird, daß
er zur Zeit eine Abgabenerhebung auf

dem Rhein verhindert. Die EG-Kommis-
sion vertritt diese Auffassung n;cht. Die
Bundesregierung vertritt diese Auffassung
auch nicht. D es ändert aber nichts an der
Tatsache, daß der Widerspruch gegen
elne Abgabenerhebung nach wie vor sehr
stark ist. Melner Meinung nach ist diese
Ablehnung so stark, we I auf dem Rhein
eben nicht nur deutsche Schiffe fahren,
die Abgaben zu zahlen hätten. Der AnteiL
aL.rsländischer Schiffe ist nicht unbeträcht
lich und damit auch ihre Kostenbeteili-
gung. Andererseits würden schon sehr ge

ringe Schiffahrtsabgaben recht ansehnll-
che Einnahmen erbrngen. Daher befürch-
ten die Aus änder, daß sie womög ich mit
den Abgaben auf dem Rhein auch einen
Teil der Kosten auf Wasserstraßen mit
decken würden, die sie kaum oder n e be
fahren. Darin sähen sie eine Subvention
solcher Wasserstraßen, was ihre Averslon
gegen Schiffahrtsabgaben vermutich
ste ige rt.

Regierungsdirektor Sengpie :

ln der internationalen Rheinschiffahrt, spe-
ziell in der Bundesrepubl k Deutschland,
sehen wir den Main-Donau Kanal über
wiegend posjtiv. Dle Schwierigke jten, die
srch duc'r irn Bererc' oe' Binnenscrlt'arrt
aus der unterschiedlichen Wlrtschaftsord-
nung ergeben sind vertragllch in den Griff
zu be<orrren. S e sind /uden ke ne als-
schließl chen Probleme des Main-Donau
Kanals.

Frage:
lst in dieser Frage mit einer Unterstüt
zung durch Frankreich zu rechnen?

Ministerialrat Lenz:
Die Auffassung der Franzosen weicht von
unserer deL-rtlich ab. Die Franzosen stehen
nämlich auf dem Standpunkt, daß die
Wasserstraße lnfrastruktur für die lndu-23



6trie ist, der sie gute und möglichst billige
Transportmöglichkeiten bieten soll. D iese
lnfrastruktur herzustellen, wird als Auf-
qabe des Staates gesehen. Daraus resui-
tiert eine grundverschledene Auffassung
zur Frage der Notwendigkeit von Schiff-
fahrtsabgaben, die wir z. B- bei den Ver-
handlungen der Mose kommission ständig
spüren.

Frage:
Dle Aussage der Vertreter der Deutschen
Bundesbahn ist, daß die Main-Donau
Wasserstraße den deutschen und euro-
päischen Verkehrsmarkt gefährden würde.
Nach dem. was wlr von den beiden Vor-
tragenden gehört haben, haben wir den
Eindruck, daß dieses Prob em beherrsch
bar ist- Präzie Frage: Stimmen Sie dem
eindeutig zu?

Regierungsdirektor Sengpiel :

Wir haben diese Probleme bereits jetzt
über den N,4ittel andkanal mit der CSSR,
Polen Lnd de' DDR. AJch hier n -ssen
wir ja mit den Gegebenheiten fertig wer-
den. Sie alle wissen, daß wir die Tsche-
chen nur b s Braunschweig fahren lassen,
dort werden die Cüter n ein deutsches
oder westeuropäisches Schlff umgeschla-
gen. Led glich al e zwei, drei Jahre kommt
ein Schiff mit einem Transportgut, für
welches die Krananlage in Braunschwelg
nicht ausreicht. Dann geben wir auf An-
trag eine Sondererlaubnis. Aber das ist
ein Sondertransport. Mit Polgn haben wir
seit 1971 eine vertragliche Regelung. Sie
ist - nach Lage der Dinge - für beide
Seiten zufrledenstellend. Auf die Dauer
gesehen, sollten diese Regelungen durch
eine gemeinsame Aktion auf dem Rhein
abgesichert werden. Die Zentralkommis-
sion für die Rheinschiffahrt hat sich daher
zu d iesem Zusatzprotokoll entschlossen,

nachdem zunächst ab 1971 relativ ange
herumdis{utiert wu.de. Damals war erne

ähn c1e Rege ung in Drskussion we sie
Osterreich bei der Belgrader KSZE-Nach-
folgekonferenz anstrebte. l\,4an hat diese
Maßnahme nzwischen als undurchführbar
und illusorsch erkannt. Unser Konzept
wurde angenommen, eine Anderung der
Mannhelmer Akte durch ein Zusatzproto-
kol vorzunehmen und bllaterale Verträge
mit den COMECON-Ländern abzuschlie-
ßen.

Mlnisterlalrat Lenz:
Hier bin ich etwas skeptlscher als mein
Kol ege, weil meiner Ansicht nach die Be
fürchtungen der westlichen Flotten auf der
Erkenntnis basieren, daß hler staatlich
manipulierte Prelse auf Marktpreise sto-
Ben und daß staatlich manipulierte Preise
einfach nach anderen Kriterien bemessen
werden, bei denen die Westflotten nicht
mithalten können, die von ihren Einnahmen
leben müssen. Wenn man die Ostflotten
nur auf den Transit beschränken könnte,
dann würde ich die Auffassung von Regie-
rungsdirektor Sengpiel voll teilen. Dann
läge ein zum Teil so unpaariger Verkehr
vor, daß er auch für eine Ostblockflotte
uninteressant werden könnte. Aber wenn
ständig, dramatisch formu iert, Leertonna
ge hin- und hergefahren wird, dann kommt
automatisch die Forderung nach Rück-
ladung. Zunächst vielleicht nur in begrenz-
tem Umfange, aber möglicherweise mit
steigender Tendenz. Und dann würden die
DLr mpingpreise wirken, die sämtliche
Westflotten fürchten, da sie gegen diese
nicht ankommen. Nur insofern bin ich also
skeptischer. Für den Anfang und hinsicht-
lich unserer Absichten bin ich hundertpro-
zentiq einverstanden mit Regierungsdirek- 

24tor Sengpiel.



Frage:
Hängt dies nicht auch vom Verhalten der
Verladerschaft ab?

Ministerialrat Lenz:
Sie können einem Verlader nicht übelneh-
men, wenn er billigere Angebote annimmt.
Hinzu können politischer und wirtschaftli-
cher Druck bei Gegengeschäften kommen.

Das- Schlußwort von Oberbürgermeister
Dr. Urschlechter:
Nachdem nun keine weiteren Fragen mehr
vorliegen, danke ich den Herren Regie-
rungsdirektor Sengpiel und Min isterialrat
Lenz für ihre Ausführungen und die frei-
mütige Beantwortung unserer Fragen sehr
herzlich. lhnen, Herr Staatsminister, und
lhnen, meine Herren, danke ich für Ihre
Teilnahme und Ny'itwirkung in dieser Vor-
standssitzung, die - so meine ich - im
besonderen Maße der Tradition und der
Arbeitsweise des Deutschen Kanal- und
Schiffahrtsvereins Rhe in-Ma in-D on au eV
gerecht geworden ist.
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